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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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Sechste Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zur Durchführung des Kinderbil-

dungsgesetzes
Vom 13. August 2014

Auf Grund des § 26 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3 des 
Kinderbildungsgesetzes vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. 
S.  462), der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
17.  Juni 2014 (GV. NRW. S.  335) geändert worden ist, 
 verordnet das Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport mit Zustimmung des Finanzministe-
riums:

Artikel 1

Die Verordnung zur Durchführung des Kinderbildungs-
gesetzes (Durchführungsverordnung KiBiz – DVO KiBiz)  
vom 18. Dezember 2007 (GV. NRW. S.  739), die zuletzt 
durch Verordnung vom 6. Juli 2012 (GV. NRW. S. 275) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Teil 1 wird wie folgt gefasst:

 „Teil 1
 Verfahren

 Regelungen zum Verwaltungsverfahren 
 zur Gewährung der Landeszuschüsse nach dem 
 Kinderbildungsgesetz

 § 1
 Antrag auf Gewährung der Landesmittel

  (1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
(Jugendamt) beantragt bis zum 15. März nach vorge-
gebenem Muster beim überörtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe (Landesjugendamt) die Lan-
desmittel

 1.  nach §  21 Absatz  1 Kinderbildungsgesetz vom 
30.  Oktober 2007 (GV. NRW. S.  462), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juni 2014 
(GV. NRW. S.  335) geändert worden ist, auf der 
Grundlage der Entscheidung der örtlichen Ju-
gendhilfeplanung nach §  19 Absatz  3 Kinderbil-
dungsgesetz,

 2.  nach § 21 Absatz 3 Kinderbildungsgesetz (Verfü-
gungspauschale),

 3.  nach §  21 Absatz  5 und 6 Kinderbildungsgesetz 
(Familienzentrum), 

 4.  nach § 21 Absatz 8 Kinderbildungsgesetz (Mietzu-
schuss) sowie 

 5.  nach § 22 Absatz 1 Kinderbildungsgesetz (Kinder-
tagespfl ege).

  (2) Der Antrag ist auf elektronischem Datenträger 
zu erstellen.

  (3) Das Landesjugendamt legt der Obersten Landes-
jugendbehörde die zusammengefassten Anträge nach 
Absatz 1 zum 25. März desselben Jahres vor.

  (4) Das Jugendamt beantragt Landesmittel für Kin-
der mit Behinderung oder für Kinder, die von einer 
wesentlichen Behinderung bedroht sind, und bei de-
nen dies von einem Träger der Eingliederungshilfe 
festgestellt wurde und die nicht im Antrag nach Ab-
satz  1 berücksichtigt sind, zum 1. November, zum 
1.  Februar und zum 31. Juli des jeweiligen Kinder-
gartenjahres beim Landesjugendamt. Im Antrag zum 
31. Juli sind auch die Kinder zu berücksichtigen, für 
die ein Antrag auf Feststellung einer Behinderung 
oder einer drohenden wesentlichen Behinderung ge-
stellt wurde, der noch nicht von einem Träger der 
Eingliederungshilfe beschieden worden ist. Das Lan-
desjugendamt legt die zusammengefassten Anträge 
zum 10. November, zum 10. Februar und zum 10. Au-
gust der Obersten Landesjugendbehörde vor.

  (5) Das Jugendamt beantragt die Landesmittel nach 
§ 21 Absatz 2 Kinderbildungsgesetz für das Kinder-
gartenjahr 2014/2015 nach vorgegebenem Muster bis 
zum 20. August 2014 beim Landesjugendamt. Das 
Landesjugendamt legt der Obersten Landesjugend-
behörde die zusammengefassten Anträge bis zum 

22.  August 2014 vor. Das Jugendamt meldet zum 
21. Oktober 2014 aktualisierte Daten für das Kinder-
gartenjahr 2014/2015 und beantragt gleichzeitig 
Landesmittel nach § 21 Absatz 2 Kinderbildungsge-
setz für das Kindergartenjahr 2015/2016 nach vorge-
gebenem Muster. Das Landesjugendamt legt der 
Obersten Landesjugendbehörde die zusammenge-
fassten Meldungen und Anträge bis zum 23. Oktober 
2014 vor.

  (6) Das Jugendamt beantragt die Landesmittel nach 
§ 21 Absatz 4 Kinderbildungsgesetz (zusätzliche U3-
Pauschale) bis zum 1. November nach vorgegebenem 
Muster beim Landesjugendamt. Es legt dem Landes-
jugendamt zum 1. Februar und zum 31. Juli einen er-
gänzenden Antrag vor. Das Landesjugendamt legt 
der Obersten Landesjugendbehörde die zusammen-
gefassten Anträge zum 10. November und gegebe-
nenfalls zum 10. Februar und zum 10. August vor.

  (7) Das Jugendamt beantragt die Landesmittel nach 
§  21 Absatz  7 Kinderbildungsgesetz und in diesen 
Fällen abweichend von § 1 Absatz 1 Nummer 3 auch 
die Landesmittel nach §  21 Absatz  6 Kinderbil-
dungsgesetz bis zum 15. Juni für das im gleichen 
Jahr beginnende Kindergartenjahr nach vorgegebe-
nem Muster beim Landesjugendamt.

  (8) Verspätet gestellte Anträge der Jugendämter kön-
nen nur berücksichtigt werden, wenn dem Jugend-
amt nach § 27 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
– Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz 
– in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Janu-
ar 2001 (BGBl. I S. 130), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) ge-
ändert worden ist, Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu gewähren ist.

 § 2
 Bewilligung der Landesmittel

  (1) Aus der auch für das Land verbindlichen Ent-
scheidung der örtlichen Jugendhilfeplanung nach 
§ 19 Absatz 3 Kinderbildungsgesetz ergeben sich bis 
zum 15. März für das in dem gleichen Kalenderjahr 
beginnende Kindergartenjahr Höhe und Anzahl der 
zu zahlenden Kindpauschalen. Das Landesjugend-
amt bewilligt durch Leistungsbescheid zum 10. April 
die Landesmittel nach §  1 Absatz  1 für das in dem 
gleichen Kalenderjahr beginnende Kindergartenjahr.

  (2) Das Landesjugendamt bewilligt die Mittel, die 
nach § 1 Absatz 4 zum 1. November beantragt wur-
den, durch Leistungsbescheid zum 1. Februar des je-
weiligen Kindergartenjahres. Anträge, die zu einem 
späteren Meldetermin (§  1 Absatz  4) vorgelegt wer-
den, bewilligt es später.

  (3) Das Landesjugendamt bewilligt die Landesmittel 
nach § 21 a Absatz 1 und § 21 b Absatz 1 Kinderbil-
dungsgesetz (Landeszuschüsse für plusKITA-Ein-
richtungen und zusätzlichen Sprachförderbedarf) für 
das in dem gleichen Kalenderjahr beginnende Kin-
dergartenjahr durch Leistungsbescheid zum 10. Ap-
ril. Abweichend von Satz  1 erfolgt die Bewilligung 
für das Kindergartenjahr 2014/2015 zu dessen Be-
ginn. Die Berechnung erfolgt auf der Grundlage der 
gesetzlich festgelegten Indikatoren erstmalig zum 
Kindergartenjahr 2014/2015 und dann alle fünf Jah-
re auf der Basis aktueller Daten. Grundlage der Be-
rechnung für die ersten fünf Jahre nach Inkrafttreten 
der §§  21 a und 21 b Kinderbildungsgesetz sind für 
die Anzahl der Kinder unter sieben Jahren in Fami-
lien mit Leistungsbezug zur Sicherung des Lebens-
unterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
– Grundsicherung für Arbeitssuchende – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 
(BGBl. I S. 850, 2094), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 7. Mai 2013 (BGBl. I S. 1167) geändert 
worden ist, die Angaben der Bundesagentur für Ar-
beit für den Berichtsmonat Dezember 2013 und für 
die Anzahl der Kinder, in deren Familie vorrangig 
nicht Deutsch gesprochen wird, die Daten nach § 99 
Absatz 7 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kin-
der- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekannt-
machung vom 11. September 2012 (BGBl.  I S. 2022) 
in der jeweils geltenden Fassung zum Stichtag 
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1. März 2013. Die Oberste Landesjugendbehörde teilt 
den Jugendämtern das Ergebnis der Berechnung mit. 
Im Kindergartenjahr 2014/2015 werden die Landes-
mittel nach §  21 a Kinderbildungsgesetz mit dem 
Landesanteil am Zuschuss für Einrichtungen in sozi-
alen Brennpunkten gemäß § 20 Absatz 3 Kinderbil-
dungsgesetz in der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
25. Juli 2011 (GV. NRW. S.  385) geänderten und am 
1.  August 2011 in Kraft getretenen und bis zum 
31. Juli 2014 gültigen Fassung verrechnet, sofern die 
plusKITA-Einrichtungen auch einen Zuschuss als 
Einrichtung in sozialen Brennpunkten entsprechend 
der Entscheidung der Jugendhilfeplanung zum 
15. März 2014 erhalten.

  (4) Das Landesjugendamt bewilligt die Mittel nach 
§ 1 Absatz 5 Satz 1 bis Ende September des Kinder-
gartenjahres 2014/2015, die Mittel nach § 1 Absatz 5 
Satz 3 bis zum 7. November 2014 durch Leistungsbe-
scheid.

  (5) Das Landesjugendamt bewilligt zum 10. April 
für das im gleichen Jahr beginnende Kindergarten-
jahr Abschlagszahlungen auf den Zuschuss nach § 1 
Absatz  6 auf der Grundlage von 75 Prozent der im 
Antrag nach §  1 Absatz  1 angegebenen Kindpau-
schalen für Kinder unter drei Jahren. Es bewilligt 
durch Leistungsbescheid zum 1. Februar die Mittel 
nach §  21 Absatz  4 Kinderbildungsgesetz, die zum 
1. November des Kindergartenjahres beantragt wur-
den. Anträge, die zu einem späteren Meldetermin (§ 1 
Absatz 6) vorgelegt werden, bewilligt es später.

  (6) Das Landesjugendamt bewilligt die Mittel nach 
§  1 Absatz  7 durch Leistungsbescheid zum 10. Juli 
für das im gleichen Kalenderjahr beginnende Kin-
dergartenjahr.

 § 3
 Abrechnung

  (1) Das Jugendamt stellt für das am 31. Juli 2015 en-
dende Kindergartenjahr Abweichungen nach §  19 
Absatz 4 Satz 3 und 4 Kinderbildungsgesetz fest. Es 
meldet dem Landesjugendamt das Ergebnis zum 
15. Oktober 2015 nach vorgegebenem Muster.

  (2) Das Jugendamt weist dem Landesjugendamt für 
das am 31. Juli endende Kindergartenjahr die Ver-
wendung der Landesmittel nach den §§ 21 Absatz 3 
(Verfügungspauschale) und 4 (zusätzliche U3-Pau-
schale), 21 a (Landeszuschuss für plusKITA-Einrich-
tungen) und 21 b (Landeszuschuss für zusätzlichen 
Sprachförderbedarf)  nach und meldet die nach § 20 
Absatz  5 Kinderbildungsgesetz zurückgeforderten 
Mittel spätestens zum 30. April des Folgejahres.

  (3) Das Landesjugendamt legt der Obersten Landes-
jugendbehörde die zusammengefassten Ergebnisse 
nach Absatz  1 zum 31. Oktober 2015 und nach Ab-
satz 2 zum jeweiligen 15. Mai vor.

 § 4
 Zahlung und Verrechnung der Landesmittel

  (1) Das Land leistet auf der Grundlage der Beschei-
de nach §  2 Absatz  1 Zahlungen für das jeweils in 
demselben Kalenderjahr beginnende Kindergarten-
jahr.

  (2) Landesmittel im Sinne des § 21 Absatz 1, 3, 4, 8 
und 10 Kinderbildungsgesetz (Kindpauschalen, Ver-
fügungspauschale, zusätzliche U3-Pauschale, Miet-
zuschuss) und nach den §§ 21 a und 21 b Kinderbil-
dungsgesetz (Landeszuschuss für plusKITA-Einrich-
tungen und Landeszuschuss für zusätzlichen 
Sprachförderbedarf) werden jeweils im Voraus zu 
Beginn eines Monats in der Höhe ausgezahlt, die sich 
aus den Bescheiden nach § 2 Absatz 1, 2, 3 und 5 er-
gibt.

  (3) Landesmittel nach §  21 Absatz  2 Kinderbil-
dungsgesetz werden für das Kindergartenjahr 2014/ 
2015 zu 50 Prozent spätestens im dritten Monat des 
Kindergartenjahres ausgezahlt. Die übrigen Mittel 
für das Kindergartenjahr 2014/2015 und die Mittel 
für das Kindergartenjahr 2015/2016 werden bis zum 
Ende des Jahres 2014 ausgezahlt. Landesmittel nach 

den § 21 Absatz 5 bis 7 und § 22 Absatz 1 Kinderbil-
dungsgesetz werden zu 50 Prozent im ersten Monat 
des Kindergartenjahres und zu 50 Prozent im Febru-
ar des Folgejahres ausgezahlt.

  (4) Die sich aus der Abrechnung der Landesmittel 
nach §  3 Absatz  1 und 2 ergebenden Nach- oder 
Überzahlungen von Landesmitteln sind mit der Zah-
lung für den auf die Feststellung folgenden Monat, 
spätestens mit der Zahlung für den Monat Juli des 
auf das abgelaufene Kindergartenjahr folgenden Ka-
lenderjahres über die Änderung der Leistungsbe-
scheide nach § 2 Absatz 1 und 3 zu verrechnen.

  (5) Landesmittel, die mit Bescheiden nach §  2 Ab-
satz  2 und Absatz  5 bewilligt worden sind, werden 
jeweils zu Beginn des Monats in der Höhe ausge-
zahlt, die sich aus den Bescheiden ergibt.

  (6) Bewilligte und ausgezahlte Landesmittel, die 
nicht durch Bewilligungen des Jugendamtes gebun-
den sind, sind dem Landesjugendamt zu den Stich-
tagen 1. November, 1. Februar und 31. Juli zu melden. 
Sie sind über eine Änderung der Leistungsbescheide 
nach §  2 mit den Zahlungen der Landesmittel für 
den auf die Rechtskraft des Änderungsbescheides 
folgenden Monat zu verrechnen.

 § 5
 Formulare

  Die Muster des jeweiligen Antrags- beziehungsweise 
Abrechnungsformulars werden durch Erlass der 
Obersten Landesjugendbehörde bekanntgegeben.“

2.   In der Überschrift des Teils 2 wird die Angabe „Abs.“ 
durch das Wort „Absatz“ ersetzt und die Angabe 
„KiBiz“ gestrichen.

3.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 wird die Angabe „Abs.“ durch das 
Wort „Absatz“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 wird die Angabe „9,62“ durch die An-
gabe „10,06“, die Angabe „7,63“ durch die Angabe 
„7,98“ und jeweils die Angabe „EUR“ durch das 
Wort „Euro“ ersetzt.

 c)   In Absatz 4 wird die Angabe „%“ durch das Wort 
„Prozent“ ersetzt.

4.   In §  7 wird die Angabe „2012/2013“ durch die An-
gabe „2015/2016“ und die Angabe „v. H.“ durch das 
Wort „Prozent“ ersetzt.

5.   In § 8 Absatz 2 wird die Angabe „%“ durch das Wort 
„Prozent“ ersetzt.

6.  § 10 wird wie folgt gefasst:

 „§ 10
 Investitionsförderung und Miete

  Mietzahlungen werden in der Regel nicht bezu-
schusst, sofern eine mit Landesmitteln investiv ge-
förderte Einrichtung, die bisher im Eigentum, als 
Erbbauberechtigter oder wirtschaftlich dem Eigen-
tümer gleichgestellt betrieben worden ist, künftig als 
Mieteinrichtung betrieben werden soll. Das Landes-
jugendamt kann Ausnahmen zulassen.“

7.   In § 11 wird in Absatz 5 die Angabe „Abs.“ durch das 
Wort „Absatz“ ersetzt.

8.   In der Überschrift des Teils 4 werden die Wörter 
„Sprachförderung und“ gestrichen.

9.  § 15 wird aufgehoben.

10.  § 16 wird § 15 und wie folgt gefasst:

 „§ 15
 Anpassung des Zuschusses für Kinder 
 in der Kindertagespflege

  Die Pauschale nach § 22 Absatz 1 Satz 1 Kinderbil-
dungsgesetzbeträgt ab dem Kindergartenjahr 
2014/2015 758 Euro und ab dem Kindergartenjahr 
2016/2017 769 Euro.“

11.  Teil 5 wird aufgehoben.

12.  Teil 6 wird Teil 5.
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13.  § 18 wird § 16 und wie folgt gefasst:

 „§ 16
 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

Düsseldorf, den 13. August 2014

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Ute  S c h ä f e r

Der Finanzminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

– GV. NRW. 2014 S. 422

223

Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Bildung 

von regierungsbezirksübergreifenden 
Schuleinzugsbereichen für Bezirksfachklassen 

des Bildungsgangs Berufsschule an Berufskollegs
Vom 5. August 2014

Auf Grund des §  84 Absatz  3 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), der durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 278) 
geändert worden ist, verordnet das für Schulen zustän-
dige Ministerium:

Artikel 1

Die Anlage der Verordnung über die Bildung von regie-
rungsbezirksübergreifenden Schuleinzugsbereichen für 
Bezirksfachklassen des Bildungsgangs Berufsschule an 
Berufskollegs vom 14. Juli 2005 (GV. NRW. S.  677), die 
zuletzt durch Verordnung vom 8. Juni 2014 (GV. NRW. 
S. 324) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.   In der Regelung für den Ausbildungsberuf „Service-
kaufmann/Servicekauffrau im Luftverkehr“ wird die 
Angabe in der Spalte „Bemerkungen“ wie folgt ge-
fasst:

 „auslaufend“.

2.   Nach der Regelung für den Ausbildungsberuf „Ser-
vicekaufmann/Servicekauffrau im Luftverkehr“ wird 
folgende Regelung aufgenommen:

 Spalte „ Ausbildungsberuf“ :  „Servicekaufmann/
Servicekauffrau im 
Luftverkehr“

 Spalte „Schule“ :  „Robert-Schumann-
Berufskolleg der 
Stadt Dortmund“

 Spalte „Schuleinzugsbereich“ :  „Land Nordrhein-
Westfalen“

 Spalte „Bemerkungen“ :  „ab erstem Ausbil-
dungsjahr“.

Artikel 2

Die Veränderung tritt mit Wirkung vom 1. August 2014 in 
Kraft.

Düsseldorf, den 5. August 2014

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Sylvia  L ö h r m a n n

– GV. NRW. 2014 S. 424

631

Verordnung
zur Übertragung von Befugnissen

nach den §§ 58 und 59 der Landeshaushalts-
ordnung im Geschäftsbereich des Ministeriums
für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport

Vom 1. August 2014

Auf Grund der §§  58 Absatz  1 Satz  2 und 59 Absatz  1 
Satz  2 der Landeshaushaltsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S. 158), 
verordnet das Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport, soweit erforderlich im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium:

§ 1

Den Bezirksregierungen und den Landschaftsverbänden, 
soweit sie den Landeshaushalt ausführen, werden fol-
gende Befugnisse übertragen:

1.   Verträge gemäß §  58 Absatz  1 Satz  1 Nummer  1 der 
Landeshaushaltsordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S.  158), die 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2009 (GV. NRW. S. 950) geändert worden ist, zum 
Nachteil des Landes aufzuheben oder zu ändern, so-
weit der Nachteil des Landes einmalig nicht mehr als 
100 000 Euro und bei fortdauernden Leistungen nicht 
mehr als 50 000 Euro pro Jahr beträgt;

2.   Vergleiche gemäß § 58 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 
Landeshaushaltsordnung abzuschließen oder die Zu-
stimmung zu gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Schuldenbereinigungen nach Teil 9 der Insolvenzord-
nung vom 5. Oktober 1994 (BGBl.  I S.  2866) die zu-
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 31. August 
2013 (BGBl.  I S. 3533) geändert worden ist, zu ertei-
len, soweit die entsprechenden Haushaltsmittel zur 
Deckung der dem Land durch den Abschluss des Ver-
gleichs entstehenden Ausgaben oder Verpfl ichtungen 
zur Verfügung stehen und ein Gesamtbetrag von 
500 000 Euro im Einzelfall nicht überschritten wird;

3.   Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der 
Landeshaushaltsordnung bei Beträgen bis zu 100 000 
Euro mit einer Stundungsdauer bis zu 18 Monaten 
und bei Beträgen bis zu 40 000 Euro mit einer Stun-
dungsdauer bis zu drei Jahren zu stunden;

4.   Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 
Landeshaushaltsordnung niederzuschlagen, im Falle 
der

 a)   befristeten Niederschlagung bei Beträgen bis zu 
75 000 Euro,

 b)   unbefristeten Niederschlagung bei Beträgen bis zu 
50 000 Euro, und

5.   Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der 
Landeshaushaltsordnung bei Beträgen bis zu 25 000 
Euro zu erlassen.

Die Nummern 1 bis 5 gelten nicht in den Fällen von 
grundsätzlicher Bedeutung oder bei Fällen, die zur Min-
derung bei veranschlagten Einnahmen über 500 000 
Euro im laufenden oder in künftigen Haushaltsjahren 
führen können.

§ 2

Die nachstehenden Befugnisse werden auf Einrichtun-
gen meines Geschäftsbereichs übertragen:
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1.   Verträge gemäß §  58 Absatz  1 Satz  1 Nummer  1 der 
Landeshaushaltsordnung zum Nachteil des Landes 
aufzuheben oder zu ändern, soweit der Nachteil des 
Landes einmalig nicht mehr als 100 000 Euro und bei 
fortdauernden Leistungen nicht mehr als 50 000 Euro 
pro Jahr beträgt;

2.   Vergleiche gemäß § 58 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 
Landeshaushaltsordnung abzuschließen oder die Zu-
stimmung zu gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Schuldenbereinigungen nach Teil 9 der Insolvenzord-
nung zu erteilen, soweit die entsprechenden Haus-
haltsmittel zur Deckung der dem Land durch den 
 Abschluss des Vergleichs entstehenden Ausgaben oder 
Verpfl ichtungen zur Verfügung stehen und ein Betrag 
von 500  000 Euro im Einzelfall nicht überschritten 
wird;

3.   Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der 
Landeshaushaltsordnung bei Beträgen bis zu 50  000 
Euro mit einer Stundungsdauer bis zu 18 Monaten 
und bei Beträgen bis zu 20 000 Euro mit einer Stun-
dungsdauer bis zu drei Jahren zu stunden;

4.   Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 
Landeshaushaltsordnung niederzuschlagen, im Falle 
der

 a)   befristeten Niederschlagung bei Beträgen bis zu 
35 000 Euro,

 b)   unbefristeten Niederschlagung bei Beträgen bis zu 
20 000 Euro, und

5.   Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der 
Landeshaushaltsordnung bei Beträgen bis zu 10  000 
Euro zu erlassen.

Die Nummern 1 bis 5 gelten nicht in Fällen von grund-
sätzlicher Bedeutung oder bei Fällen, die zur Minderung 
bei veranschlagten Einnahmen über 500  000 Euro im 
laufenden oder in künftigen Haushaltsjahren führen 
können.

§ 3

Die nachstehenden Befugnisse werden für Ersatz- und 
Rückzahlungsansprüche nach §  5 des Unterhaltsvor-
schussgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Juli 2007 (BGBl.  I S.  1446), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1108) ge-
ändert worden ist, für Zinsansprüche sowie für nach § 7 
des Unterhaltsvorschussgesetzes übergegangene Ansprü-
che der Berechtigten auf die Kreise und kreisfreien 
Städte sowie die kreisangehörigen Gemeinden mit eige-
nem Jugendamt übertragen:

1.   Vergleiche gemäß § 58 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 
Landeshaushaltsordnung abzuschließen oder die Zu-
stimmung zu gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Schuldenbereinigungen nach Teil 9 der Insolvenzord-
nung zu erteilen, soweit die entsprechenden Haus-
haltsmittel zur Deckung der dem Land durch den Ab-
schluss des Vergleichs entstehenden Ausgaben oder 
Verpfl ichtungen zur Verfügung stehen und ein Ge-
samtbetrag von 13 000 Euro im Einzelfall nicht über-
schritten wird;

2.   Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der 
Landeshaushaltsordnung bei Beträgen bis zu 13  000 
Euro mit einer Stundungsdauer bis zu 10 Jahren zu 
stunden;

3.   Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 
Landeshaushaltsordnung niederzuschlagen

 a)  bei Beträgen bis zu 13 000 Euro befristet und

 b)  bei Beträgen bis zu 10 000 Euro unbefristet und

4.   Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der 
Landeshaushaltsordnung bei Beträgen bis zu 1 000 
Euro zu erlassen.

Die Nummern 1 bis 4 gelten nicht in Fällen von grund-
sätzlicher Bedeutung.

§ 4

Die nachstehenden Befugnisse werden für Rückzah-
lungs- und Zinsansprüche, die in Zusammenhang mit 

der Durchführung des Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetzes vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Februar 
2013 (BGBl.  I S.  254) geändert worden ist, entstehen, 
übertragen:

1.  auf die Bezirksregierung Münster im Hinblick auf

 a)   Vergleiche gemäß § 58 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
der Landeshaushaltsordnung und die Zustim-
mung zu gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Schuldenbereinigungsplänen nach Teil  9 der In-
solvenzordnung, soweit der geschuldete Gesamt-
betrag im Einzelfall zwischen 4  001 und 8  000 
Euro beträgt;

 b)   die Stundung von Ansprüchen gemäß § 59 Satz 1 
Absatz 1 Nummer 1 der Landeshaushaltsordnung 
bei Beträgen bis zu 20  000 Euro mit einer Stun-
dungsdauer bis zu drei Jahren;

 c)   die Niederschlagung von Ansprüchen gemäß §  59 
Absatz  1 Satz  1 Nummer  2 der Landeshaushalts-
ordnung bei Beträgen von 4  001 bis 8  000 Euro 
und

 d)   den Erlass von Ansprüchen gemäß §  59 Absatz  1 
Satz 1 Nummer 3 der Landeshaushaltsordnung bei 
Beträgen von 4 001 bis 8 000 Euro und

2.  auf die Kreise und kreisfreien Städte im Hinblick auf

 a)   Vergleiche gemäß § 58 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
der Landeshaushaltsordnung und die Zustimmung 
zu gerichtlichen oder außergerichtlichen Schul-
denbereinigungsplänen nach dem Teil 9 der Insol-
venzordnung, soweit der geschuldete Gesamtbe-
trag im Einzelfall 4 000 Euro nicht überschreitet;

 b)   die Stundung von Ansprüchen gemäß §  59 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 der Landeshaushaltsord-
nung bei Beträgen bis zu 13 000 Euro mit einer 
Stundungsdauer bis zu drei Jahren;

 c)   die Niederschlagung von Ansprüchen gemäß §  59 
Absatz  1 Satz  1 Nummer  2 der Landeshaushalts-
ordnung bei Beträgen bis zu 4 000 Euro und

 d)   den Erlass von Ansprüchen gemäß §  59 Absatz  1 
Satz 1 Nummer 3 der Landeshaushaltsordnung bei 
Beträgen bis zu 4 000 Euro.

Die Nummern 1 bis 2 gelten nicht in Fällen von grund-
sätzlicher Bedeutung.

§ 5

Dem Landesamt für Besoldung und Versorgung wird, so-
weit es für die Besoldungs- und Vergütungsfälle meines 
Geschäftsbereichs zuständig ist, die Befugnis übertragen,

1.   Vergleiche gemäß § 58 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 
Landeshaushaltsordnung zur Erledigung von Rechts-
streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis der Ange-
stellten abzuschließen, soweit die entsprechenden 
Haushaltsmittel zur Deckung der dem Land durch 
den Abschluss eines Vergleichs entstehenden Ausga-
ben oder Verpfl ichtungen zur Verfügung stehen und

2.   Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 
Landeshaushaltsordnung niederzuschlagen, im Falle 
der

 a)   befristeten Niederschlagung bei Beträgen bis zu 
75 000 Euro,

 b)   unbefristeten Niederschlagung bei Beträgen bis zu 
50 000 Euro.

Die Nummern 1 und 2 gelten nicht in den Fällen von 
grundsätzlicher Bedeutung oder bei Vergleichen, die zur 
Minderung bei veranschlagten Einnahmen über 500 000 
Euro im laufenden oder in künftigen Haushaltsjahren 
führen können.

§ 6

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2019 außer 
Kraft.
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Düsseldorf, den 1. August 2014

Die Ministerin
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport
des Landes Nordrhein-Westfalen

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2014 S. 424

Genehmigung der 8. Änderung
des Regionalen Flächennutzungsplans

der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr
für die Stadtgebiete der Städte Bochum, Essen, 

Gelsenkirchen, Herne,
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen,

im Gebiet der Stadt Gelsenkirchen
Vom 10. April 2014

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen haben in 
ihren Sitzungen vom 1. März 2012 bis 28. März 2012 die 
8. Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans für 
die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr im Ge-
biet der Stadt Gelsenkirchen (ehemalige Zeche Berg-
mannsglück) beschlossen.

Diese Änderung hat mir die Planungsgemeinschaft Städ-
teregion Ruhr mit Schreiben vom 26. April 2012 – Akten-
zeichen: 61-2-1 – gemäß § 39 Absatz 2 Landesplanungs-
gesetzes NRW vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), in der 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. März 2010 (GV. 
NRW. S. 212) geänderten Fassung, zur Genehmigung vor-
gelegt. Mit Schreiben vom 2. August 2012 bat mich die 
Planungsgemeinschaft, das Genehmigungsverfahren vor-
übergehend auszusetzen. Mit Schreiben vom 23. Januar 
2014 – Aktenzeichen: 61-2-1 –, hier eingegangen am 30. 
Januar 2014, hat die Planungsgemeinschaft die Wieder-
aufnahme des Genehmigungsverfahrens beantragt und 
mich gebeten, der 8. Änderung mit Ausnahme der Neu-
darstellung einer gewerblichen Baufl äche westlich der 
Bergmannsglückstraße die Genehmigung zu erteilen.

Die 8. Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
habe ich dementsprechend mit Erlass vom 10. April 2014 
– Aktenzeichen: III B 2 – 30.18.01.01 – gemäß §  39 Ab-
satz 2 Landesplanungsgesetz NRW vom 3. Mai 2005 (GV. 
NRW. S.  430), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. Januar 2013 (GV. NRW. S. 33) geändert worden 
ist, im Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Lan-
desministerien und im Benehmen mit dem Regionalver-
band Ruhr genehmigt. 

Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach §  14 
Satz 1 Landesplanungsgesetz NRW.

Gemäß § 14 Satz 3 Landesplanungsgesetz NRW wird die 
Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans bei der 
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen (Landes-
planungsbehörde), dem Regionalverband Ruhr (Regio-
nalplanungsbehörde) sowie den Städten Bochum, Essen, 
Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Ober-
hausen zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
wird mit der Bekanntmachung der Genehmigung wirk-
sam. Dabei sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 Raumord-
nungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2986), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585) geändert worden ist, zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in § 15 Landesplanungsge-
setz NRW in Verbindung mit §  12 Absatz  5 Raumord-
nungsgesetz genannte Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung bei 
der Erarbeitung und Aufstellung der Änderung des Regi-
onalen Flächennutzungsplans unbeachtlich werden, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung der Änderung des Regionalen Flächennutzungs-

plans gegenüber dem Regionalverband Ruhr (Regional-
planungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist. 

Düsseldorf, den 14. Juli 2014

Die Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2014 S. 426

20. Änderung des Regionalplans
für den Regierungsbezirk Detmold

– Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld –
im Gebiet der Stadt Rahden

Vom 25. Juli 2014

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Detmold hat in 
seiner Sitzung am 19. Mai 2014 die 20. Änderung des 
 Regionalplans für den Regierungsbezirk Detmold – Teil-
abschnitt Oberbereich Bielefeld – im Gebiet der Stadt 
Rahden, vorhabenbezogene Darstellung eines Gewerbe- 
und Industrieansiedlungsbereiches, aufgestellt.

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Detmold mit Bericht vom 27. Mai 2014 – Aktenzeichen: 
32-20.Änd. – gemäß § 19 Absatz 6 des Landesplanungs-
gesetzes NRW vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Januar 
2013 (GV. NRW. S. 33), angezeigt.

Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach §  14 
Satz 1 Landesplanungsgesetz NRW.

Gemäß § 14 Satz 3 Landesplanungsgesetz NRW wird die 
Änderung des Regionalplans bei der Staatskanzlei des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Landesplanungsbehörde), 
der Bezirksregierung Detmold (Regionalplanungsbe-
hörde) sowie dem Kreis Minden-Lübbecke und der Stadt 
Rahden zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird mit der Bekannt-
machung wirksam (§  14 Satz  2 Landesplanungsgesetz 
NRW). Damit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 Raumord-
nungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2986), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585) geändert worden ist, zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in § 15 Landesplanungsge-
setz NRW in Verbindung mit §  12 Absatz  5 Raumord-
nungsgesetz genannte Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung bei 
der Erarbeitung und Aufstellung der Änderung des 
Regional planes unbeachtlich werden, wenn sie nicht in-
nerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Regional-
plans gegenüber der Bezirksregierung Detmold (Regio-
nalplanungsbehörde) unter Dar legung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 25. Juli 2014

Die Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2014 S. 426
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7123

Änderung der Prüfungsordnung
der Bezirksregierung Köln für die Durchführung 

von Fortbildungsprüfungen nach § 54 des 
Berufsbildungsgesetzes zur Fachwirtin 

für Medien- und Informationsdienste oder
zum Fachwirt für Medien- und Informations-

dienste für das Land Nordrhein-Westfalen
Vom 25. Juli 2014

Bekanntmachung des Ministeriums 
für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Die Änderung der Prüfungsordnung der Bezirksregie-
rung Köln vom 6. März 2014 gebe ich hiermit bekannt.

Im Auftrag

Peter  L a n d m a n n

Die Prüfungsordnung der Bezirksregierung Köln für die 
Durchführung von Fortbildungsprüfungen nach § 54 des 
Berufsbildungsgesetzes zur Fachwirtin für Medien- und 
Informationsdienste oder zum Fachwirt für Medien- und 
Informationsdienste für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 9. März 2012 (GV. NRW. S. 389), die durch Prüfungs-
ordnung vom 10. September 2012 (GV. NRW. S. 455) ge-
ändert worden ist, wird aufgrund des Beschlusses des 
Berufsbildungsausschusses vom 7. November 2013 gemäß 
§  79 Absatz  4 Berufsbildungsgesetz vom 23. März 2005 
(BGBl. I S. 931), das zuletzt durch Artikel 22 des Geset-
zes vom 25. Juli 2013 (BGBl. S.  2749) geändert worden 
ist, wie folgt geändert:

§ 9 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Auf ihren Antrag werden zu der Fortbildungsprü-
fung zugelassen

1.   Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste 
mit zum Zeitpunkt der ersten Teilprüfung belegter 
zweijähriger Berufspraxis in Einrichtungen des Infor-
mationswesens sowie Beschäftigte mit einer entspre-
chenden Ausbildung und Berufspraxis und

2.   andere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Ein-
richtungen des Informationswesens mit zum Zeit-
punkt der ersten Teilprüfung belegter sechseinhalb-
jähriger Berufspraxis mit Tätigkeiten nach dem 
Berufsbildung der Fachangestellten für Medien- und 
Informationsdienste, sofern sie durch die Teilnahme 
an berufl ichen Fortbildungsmaßnahmen Kenntnisse, 
Fertigkeiten und Erfahrungen im Sinne des § 13 Ab-
satz  1 und 2 und des §  15 Absatz  3 und 4 erworben 
haben.“

Köln, den 6. März 2014

Bezirksregierung Köln

Im Auftrag

Gertrud  B e r g k e m p e r - M a r k s

– GV. NRW. 2014 S. 427

7123

Änderung der Prüfungsordnung
der Bezirksregierung Köln für die Durchführung

von Abschluss- und Umschulungsprüfungen
in dem Ausbildungsberuf Fachangestellter/

Fachangestellte für Medien- und Informations-
dienste für das Land Nordrhein-Westfalen

Vom 25. Juli 2014

Bekanntmachung des Ministeriums 
für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Die Änderung der Prüfungsordnung der Bezirksregie-
rung Köln vom 6. März 2014 gebe ich hiermit bekannt.

Im Auftrag

Peter  L a n d m a n n

Die Prüfungsordnung der Bezirksregierung Köln für die 
Durchführung von Abschluss- und Umschulungsprüfun-
gen in dem Ausbildungsberuf Fachangestellter /Fachan-
gestellte für Medien- und Informationsdienste für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 23. Mai 2011 (GV. NRW. 
2012 S. 83) wird aufgrund des Beschlusses des Berufsbil-
dungsausschusses vom 7. November 2013 gemäß § 79 Ab-
satz 4 Berufsbildungsgesetz vom 23. März 2005 (BGBl. I 
S. 931), das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 25. 
Juli 2013 (BGBl.  I S.  2749) geändert worden ist, und 
gemäß der Empfehlung des Hauptausschusses des Bun-
desinstituts für Berufsbildung vom 8. Oktober 2013, ge-
ändert:

§ 26 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)   In Nummer  6 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

b)  Folgende Nummer 7 wird angefügt:

  „7. die Einordnung des Abschlusses im Deutschen 
Qualifi kationsrahmen (DQR) und das sich aus der Ver-
knüpfung des DQR mit dem Europäischen Qualifi ka-
tionsrahmen (EQR) ergebende EQR-Niveau.“

Köln, den 6. März 2014

Bezirksregierung Köln

Im Auftrag

Gertrud  B e r g k e m p e r - M a r k s

– GV. NRW. 2014 S. 427
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